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Kuba: Hoffen auf den Papst
In der Bevölkerung Kubas rumort es.

Die Lüge, das Weggucken der Politik
angesichts massiver Versorgungseng-
pässe und Missstände im täglichen
Leben, begleitet den Alltag. Im Fern-
sehen und in den wenigen, gelenkten
Printmedien Kubas betreibt die Re-
gierung Schönfärberei, während sich
die Probleme häufen. Doch eine
wachsende Zahl Ku-
baner ist nicht mehr be-
reit, die Zustände mit ka-
ribischer Gelassenheit
einfach so hinzunehmen,
selten laut und immer
häufiger im Verborgenen.

„Die Menschen wer-
den auf der Straße, im
Fern-sehen mit kommu-
nistischer Propaganda re-
gelrecht zugedröhnt und
erleben in ihrem Alltag
eine ganz andere Welt -
eine des Mangels und der
Ausgrenzung“, sagte
Pfarrer Ramos einem der
IGFM-Reisenden, der
ihm Medikamente brach-
te. Die Überwachung des
kubanischen Alltags durch die Staats-
sicherheit ist allgegenwärtig. Rund
6.000 Spitzel sollen rund um die Uhr
im Einsatz sein, um die Bevölkerung in
Schach zu halten.

Aus dem ganzen Land mehren sich
Berichte über Festnahmen oppositio-
neller Gruppen, die sich meist in
Einzelaktionen auf die Straße wagen
und nicht selten von Eingreiftrupps der
Staatssicherheit verprügelt werden.
Nichts fürchtet das Castro-Regime
mehr als eine unkontrollierte Öffent-
lichkeit, Kritik an den Zuständen in
Kuba und vor allem Leute, die die
Probleme des Landes öffentlich be-
nennen und sehr wahrscheinlich binnen
kürzester Zeit etliche Mitstreiter finden
würden.

„Ich heiße Maria Elena, bin 23

Sonntagsdemonstration der „Damen in Weiß“

Jahre alt und lebe im Stadtviertel
Mantilla von Havanna in einem
Zimmer mit meinen zwei Kindern.
Ich arbeite als Sekretärin in einem
Krankenhaus, zwölf Stunden am
Tag, vom montags bis samstags.
Sonntags habe ich frei. Meine
Tochter geht zur Schule, um meinen
kleinen Sohn kümmert sich meine

Mutter. Ich verdiene umgerechnet
14 Euro im Monat.“

Übersetzung eines Video-Mitschnitts,
Kubareise Weihnachten 2011

Oppositionsarbeit im weiteren Sinne
leisten die, die die Menschen in der
Armenvierteln mit dem Notwen-
digsten versorgen. Dr. Darsi Ferrer,
Augenarzt, Mitgründer der IGFM-
Gruppe auf Kuba und einer der
bekanntesten Menschenrechtsver-
teidiger Kubas, ist wegen seines
Engagements bereits mehrfach fest-
genommen worden und musste ein
Jahr ins Gefängnis. Weder den Mund
noch die Hilfe für die Bedürftigen will
er sich verbieten lassen. Das Gleiche
gilt für Dr. Oscar Elias Biscet, der
nach insgesamt 10 Jahren Gefängnis

im Herbst 2011 entlassen wurde. Er und
seine Frau Elsa Morejon sind IGFM-
Mitglieder.

Die durch Vermittlung der katho-
lischen Kirchen erreichten Freilas-
sungen der Bürgerrechtler des
„Schwarzen Frühlings“ (März/April
2003)  waren mit großen Erwartungen

an einen Reform-
prozess verbunden.
Doch kaum aus den
Schlagzeilen ver-
schwunden, wurden
Bürgerrechtler wieder
verhaftet. Das beka-
men auch die „Damen
in Weiß“ zu spüren, de-
ren friedliche Sonn-
tagsdemonstrationen
teils mit brutalem Stock-
einsatz beendet wur-
den. Sie wandten sich
jetzt an Papst Benedikt
XVI., der vom 26. bis
28. März Kuba bereisen
will.

Wer nicht auf den
Papst warten, sondern
selbst helfen will, kann

dies mit der IGFM permanent tun.
Die IGFM unterstützt in Kuba Bür-

gerrechtler und mit deren Hilfe unver-
sorgte Kranke in den Armenvierteln. Sie
unterstützt die Familien von Bürger-
rechtlern und politischen Gefangenen
und regime-unabhängige Bibliotheken
und Journalisten. Finanzielle Hilfe, Me-
dikamente und technische Hilfsmittel
werden von Kuba-Reisenden direkt an
Bürgerrechtler übergeben; humanitäre
Hilfe - mindestens 2.500 Euro dafür sind
Bestandteil jeder IGFM-Kuba-Mission
- wird vor Ort eingekauft. 2011 wurden
so über 12.000 Euro nach Kuba ge-
bracht. Um diese Hilfe auch in diesem
Jahr fortsetzen zu können, erbitten wir
Ihre Unterstützung.

                     Kennwort Kuba (19)
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Für die Freiheit
und Menschenrechte

Gesicht zeigen!

Liebe Leserin, lieber Leser,
in Ägypten und Kuwait wurde
gewählt. 498 Abgeordnete zählt
das ägyptische Parlament, neun
weibliche Abgeordnete wurden
gewählt, drei wurden vom Militär-
rat eingesetzt. Das Parlament in
Kuwait hat 50 Sitze. Keine Frau
erhielt ein Mandat. In beiden
Parlamenten haben die Isla-
misten die Mehrheit. Männer wie
Frauen haben die Ziele der Re-
volution abgewählt und sich für
die legalisierbare Einschränkung
der Freiheit entschieden, die,
wenn es nach den Strenggläu-
bigen geht, ewig währen wird.

Das ist ein Weckruf! Die Mehrheit
in diesen Ländern will die volle
Achtung der Menschenrechte
nicht. Das macht die Radikalen
stark, die im weltweiten Maßstab
an Einfluss gewinnen und mehr
und mehr die Freiheit und das
Leben von Menschen, darunter
viele Christen, bedrohen. In
dieser Zeitung finden Sie wieder
Beispiele dafür.

Toleranz und Dialog steht uns
gut zu Gesicht, aber Extremisten
müssen wir ihre Grenzen auf-
zeigen. Wir sollten in unserem
eigenen Land beginnen. Frank-
reich, Belgien und die Niederlande
haben es vorgemacht. Sie
haben Burka und Nihab ver-
boten. Wir sollten uns an ihre
Seite stellen.

Ihr

Karl Hafen
Geschäftsf. Vorsitzender

hen, verhandelte mit der Gefängnis-
leitung und erhielt die Erlaubnis, dass
sich die Familie in einem abgeschirm-
ten Raum treffen konnte. Asia Bibis
Mann Ashiq konnte nicht dabei sein,
es wäre zu gefährlich gewesen. Fami-
lien von Blasphemie-Beschuldigten
werden in Pakistan von islamischen
Extremisten bedrängt. Asias Familie
wird von der christlichen Gemeinde
unterstützt, aber sie befindet sich in
größter Not. Trotz ihrer Qualen ist die
Familie im Glauben fest verankert. Sie
weiß von der großen moralischen Un-
terstützung und hat die Hoffnung nicht
aufgegeben, dass sich Mutter und
Töchter irgend-wann in Freiheit in die
Arme schließen können.

Freigelassen in die Unfreiheit
Rehmat Masih, 73 Jahre alt, aus

Jhandewali, Provinz Punjab in Pakis-
tan, wurde wegen angeblicher Belei-
digung des Propheten im Juni 2011
verhaftet. Die IGFM erklärte ihn zum
Gefangenen des Monats August. Im
Verfahren wurde schließlich festge-
stellt, dass Rehmat Opfer einer priva-
ten Racheaktion nach Grundstücks-
streitigkeiten geworden war. Die
Polizei hatte das nicht untersucht. Ohne
die internationale Unterstützung wäre
er wahrscheinlich zum Tode verurteilt
worden. Im Januar 2012 kam Rehmat
Masih frei. Seiner Freiheit kann er sich
nicht wirklich erfreuen.

Khurrams und Asias Familie und
Rehmat Masih sind zu einem Leben
im Verborgenen verurteilt. Die IGFM-
Partnerorganisation CLAAS unter-
stützt 170 christliche Familien. Einigen
reicht die Hilfe ihrer Kirchengemeinde,
andere aber brauchen alles, von der
medizinischen Hilfe bis zur Bekleidung,
oder sie leben vorübergehend in Schutz-
häusern. Alles für eine unlimitierte Zeit
bei limitierten finanziellen Mitteln. In
Pakistan kann CLAAS dafür kein Geld
sammeln. Den Menschen konkret und
direkt zu helfen, ist notwendig; genauso
wichtig aber ist unser Einsatz gegen
Verfassungsbestimmungen in islami-
schen Staaten, die die Durchsetzungs-
fähigkeit der Regierungen schwächen,
Christen zu Bürgern zweiter Klasse

Pakistan: Polizei - hilflose Opfer oder
verlängerter Arm der Islamisten?

Asia Bibi, zum Tode verurteilt,
seit drei Jahren in der Einzelzelle

Am 13. Dezember 2011 gab es eine
sehr emotionale Begegnung zwischen
Asia Bibi und ihren Töchtern Eisham
(12), Esha (13) und Sidra (18) im Ge-
fängnis in Lahore/Pakistan. Asia Bibi
wegen angeblich abfälliger Äußerun-
gen über den Propheten Mohammed
zum Tode verurteilt, ist zu ihrem eige-
nen Schutz in einer Einzelzelle einge-
kerkert. Als Asia Bibi ihre Kinder sah,
wollte sie sie in den Arm nehmen und
küssen, aber jeglicher Kontaktversuch
wurde sofort unterbrochen. Der Direk-
tor der Schule, in die die Kinder ge-

Khurram Masih, wegen Blasphemie
angezeigt, weil er angeblich Seiten des
Koran verbrannt hatte, erschien am 27.
Januar 2012 vor dem Obersten Gericht
in Lahore unter Vorsitz von Richter
Syed Mazahar Ali Akbar Naqvi.
Khurrams Verteidiger Muhammad
Farhad Tirmazi kam wegen eines
Todesfalls nicht, wohl aber der Leiter
der Polizeiuntersuchungsbehörde und
ein Untersuchungsbeamter. Auf
eindringliche Nachfrage des Richters
beteuerten sie, dass es keine Zweifel
an den Ergebnissen ihrer Unter-
suchungen gäbe und Khurram Masih
daher schuldig sei. Der Richter war
davon nicht zu überzeugen: „Ich bin mir
voll und ganz bewusst, dass  in solchen
Fällen die religiösen Gruppen am
längeren Hebel sitzend Druck auf die
Polizisten ausüben, damit sie in dem
ersten Untersuchungsprotokoll (First
Information Report) sofort einen
Blasphemie-Fall feststellen und sie
danach dem religiösen Druck folgend
handeln müssen.“ Der Richter forder-
te eine erneute Untersuchung und ver-
tagte die Anhörung.

degradieren und sie zu Vogelfreien von
Extremisten machen. Partner wie
CLAAS müssen wir stark machen,
damit sie helfen, handeln und berichten
können. Im vergangenen Jahr haben
wir das mit 23.000 Euro getan. Das
wollen wir auch in diesem Jahr. Dafür
erbitten wir Ihre Spende.

                  Kennwort CLAAS (46)
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Eritrea: Marxistisches Regime vefolgt Christen
Patriarch Antonius seit sechs Jahren unter Hausarrest

Schon kurz nach der Loslösung Erit-
reas aus dem Staatsverband mit
Äthiopien betrog Staatspräsident
Issayas Afewerki sein Volk um die
Früchte des jahrelangen Unabhängig-
keitskampfes: Er installierte ein System
marxistischer Prägung und regierte sein
Land mit Verboten und Dekreten.

2001 begannen die Verhaftungen von
Oppositionellen und regierungskriti-
schen Journalisten. Alle privaten Zei-
tungen wurden verboten. 2002 ver-
schob er die Einführung eines Mehr-
parteiensystems auf unbestimmte Zeit
und im gleichen Jahr verfügte Afe-
werki, dass neben dem Islam nur die
orthodoxe, die katholische und die
lutherische Kirche zugelassen seien.
Am 5. März 2004 verschärfte Afe-
werki die Bestimmungen, wonach
religiöse Bewegungen, die die Bürger
„von der Einheit des eritreischen Vol-
kes abrücken lassen und die wahre Be-
deutung der Religion verzerren“ nicht

In der seit Monaten heftig umkämpften Millionenstadt Homs im Westen Sy-
riens leben 150.000 Christen, 90 % davon sind orthodox. Von den drei katholi-
schen Pfarrgemeinden liegt eine im besonders heiß umkämpften Stadtteil Bab
Sba. 230 der 300 Familien dieser Gemeinde waren bis Anfang Februar bereits
geflüchtet. Die Lage ist schwierig, nicht nur für die Christen: Viele Menschen
können schon seit längerer Zeit nicht mehr ihre Arbeitsplätze erreichen, die
Kinder nicht mehr die Schulen. Die Lebens-mittel werden knapp, und in der
Folge steigen und steigen die Preise. Es herrscht ein kalter Winter und das
Heizöl, das in Kanistern gehandelt wird, ist trotz dreifachem  Preis kaum mehr
zu bekommen. Die Christen sorgen sich nicht nur ums Überleben. Welcher
Zukunft sehen sie entgegen, sollte es zu einem Machtwechsel kommen? Wird
für sie der Lebensraum in der muslimischen Gesellschaft noch enger werden?
Und was ist mit denen, die des besonderen Schutzes bedürfen?

Vor den Toren von Homs führt der Jesuitenpater Frans van der Lugt das
Hilfswerk „Al Ard“ (Die Erde). Etwa 50 Behinderte werden hier in einem
großen humanitären Landwirtschaftsbetrieb betreut. Die Jesuiten sind ent-
schlossen, zu bleiben und zu helfen. Jochen Langer, der das IGFM-Projekt in
der Ninive-Ebene im Irak führt, kennt Pater Frans seit 1984. Er sagte uns:
„Noch nie rief Pater Frans zu einer Spendenaktion im Ausland auf. Wenn er
jetzt um Hilfe bittet, dann braucht er sie dringend.“

Die IGFM unterstützt im Irak das Kloster Al-Qosch, Anlaufstelle für christliche
Flüchtlinge. Gelingt es uns auch in Syrien den Christen zu zeigen, dass die nicht
allein gelassen werden? Ihre Spende mit Kennwort: Syrien (91)

Syrien: Homs - Christen zwischen
brennenden Fronten

Abuna Antonius, Patriarch und
Oberhaupt der eritreisch-orthodoxen
Kirche (siehe Bild), wurde im Januar
2006 von seinem Amt entfernt und
unter Hausarrest gestellt. Er hatte die
Regierung kritisiert, weil sie drei ortho-
doxe Priester verhaften ließ, und hatte
die Exkommunikation von 3.000 Mit-
gliedern einer Sonntagsschulbewe-
gung verweigert. Im Januar 2007
wurden ihm seine Patriarchenrobe und
die Insignien seines Amtes entrissen
und an seine Stelle wurde von der
Regierung ein Laie eingesetzt. Als im
Januar 2008 eine US-Delegation
Abuna Antonius besuchen wollte,
wurde er vorübergehend von seinem
Aufenthaltsort verschleppt. Den Dele-
gierten wurden nur regierungskon-
forme Kirchenvertreter vorgeführt.
Anlässlich seines bevorstehenden 85.
Geburtstages fordert die IGFM die be-
dingungslose Freilassung des geist-
lichen Oberhaupts der eritreisch-ortho-
doxen Kirche. Mehrere Organisa-
tionen, die sich für Christen weltweit
einsetzen, und die IGFM werden in
diesem Jahr gemeinsam Aktionen in
verschiedenen Orten durchführen. Für
die Aufklärungsarbeit für viele unbe-
kannte Christen in Eritrea erbitten wir
Ihre Unterstützung.

              Kennwort Eritrea (72)

mehr toleriert würden. Im Glauben an
die Verfassung aus 1997, wonach Art.
10 die Religionsfreiheit und Art. 14
Gleichheit sichere, hatten die meisten
der nicht registrierten Kirchen als
Nachweis ihrer Existenz Mitglieder-
listen vorgelegt. In der Folge begann
die systematische Verfolgung von
Presbytern, Sieben-Tage-Adventisten
und anderen Andersdenkenden und
Andersgläubigen.

Es wird geschätzt, dass zu Beginn
dieses Jahres 2012 rund 1.000 Chris-
ten in Polizeistationen, Militärlagern
oder Schiffscontainern unter un-
menschlichen Bedingungen einge-
sperrt sind; viele seit Jahren ohne An-
klage oder Gerichtsverfahren. Mehre-
re Christen sind an den lebensfeindli-
chen Bedingungen oder durch Miss-
handlungen umgekommen oder schwer
behindert.

Ihre Spende überweisen Sie
bitte unter Angabe des

entsprechenden Kennwortes
oder der Kennziffer

auf folgendes IGFM-Konto:

Konto Nr. 23 000 725,
Taunus-Sparkasse,

BLZ 512 500 00
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Iwan I. Agrusow - ein Leben für die Menschenrechte
Iwan Iwanowitsch Agrusow, Gründungsvater der Internationalen
Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM), ist in der Nacht vom 31.1.
zum 1.2.2012 im Alter von 87 Jahren verstorben.

Iwan I. Agrusow wurde 1924 in Petschory, einer in Estland liegenden
überwiegend von Russen bewohnten Grenzstadt, geboren. Als 17-
Jähriger wurde er 1941 als Kriegsgefangener der Deutschen
zwangsweise beim Umbau des breitspurigen sowjetischen Schienen-
netzes eingesetzt. Mit dem Rückzug verschleppten sie ihn als
Zwangsarbeiter nach Bayern.

Amerikaner, die ihn mit Kriegsende befreiten, lieferten ihn gegen
seinen Willen zusammen mit einer Gruppe sowjetischer Soldaten in
Prag den Sowjets aus. Weil ein sowjetischer Oberst alle Zwangs-
arbeiter zu „Staatsfeinden“, die den GULag zu erwarten hätten, er-
klärt hatte, floh er nach Pilsen in ein Flüchtlingslager der Vereinten
Nationen. Dort freundete er sich mit einem ehemaligen jüdischen
Gulag-Häftling an, der davon berichtete, dass sich eine Organisation
in Israel für ihn eingesetzt, er dadurch Hafterleichterung erhalten
hatte und ihm schließlich die Auswanderung nach Israel genehmigt
worden war. Agrusow, der in der Schule mehr schlecht als recht Deutsch gelernt hatte, entschied sich für ein
Leben in Deutschland. Im Rahmen seines Flüchtlingsstatus erhielt er eine Kurzausbildung als Radio- und
Fernsehtechniker. Mit dem „Bund Russischer Solidaristen“ (NTS) half er in Berlin sowjetischen Flüchtlingen,
die aus Angst vor der Ermordung im Gulag nicht in die Heimat zurückkehren wollten. Denn mit Beginn des
Kalten Krieges hatte die sowjetische Regierung alle „abtrünnigen“ Sowjetbürger zu Staatsfeinden erklärt.

Als die Erste Hilfe für Sowjetflüchtlinge nicht mehr so dringlich war, trennte sich Agrusow vom NTS und ließ
sich in Frankfurt am Main nieder. Tief im orthodoxen Glauben verwurzelt, engagierte er sich in der Russisch-
Orthodoxen Kirche, der religiösen und geistigen Heimat vieler Sowjetexilierter und Flüchtlinge, und wurde Mitglied
des Kirchenvorstands.

Die Begegnung mit dem jüdischen Gulag-Häftling in Pilsen holte ihn wieder ein und in ihm reifte der Gedanke,
eine Organisation zu gründen, die sich für Menschenrechte einsetzen sollte. Mit ein paar Freunden demonstrierte
er am „Tag der Menschenrechte“ 1971 für die Freiheit politischer Gefangener im sowjetischen Gulag. Diese
spontane Aktion führte zur Gründung der Gesellschaft für Menschenrechte am 8. April 1972 in Frankfurt am
Main. Von der Gründung 1972 bis 1995 stand er der IGFM als Geschäftsführender Vorsitzender vor. Nach zwei
Schlaganfällen zog er sich aus der aktiven Arbeit in der IGFM zurück, blieb aber deren Ehrenvorsitzender und
Ratgeber.

Fünfzig Jahre lang stand er auf der Feind-Liste des KGB, seit 1941 hatte er seine Eltern und Geschwister nicht
mehr sehen dürfen. Lügen und gezielte Desinformation, er habe angeblich mit den Nazis kollaboriert und Juden
ermordet, wurden vom KGB und dem DDR-Ministerium für Staatssicherheit und von willfährigen Helfern im
Westen - bis heute noch im Internet -, verbreitet, bis er 1991 eine offizielle Einladung zum Besuch seiner Heimat
erhielt, die er zusammen mit seiner Frau Franziska annahm. Iwan Iwanowitsch Agrusow war der Inbegriff von
Mut und Demut, ein Vorbild für jeden Menschenrechtler. Für Agrusow war Menschenrechtsarbeit immer ein
Akt christlicher Nächstenliebe, eine Ehrensache, für die einzutreten, die sich nicht selbst helfen konnten.

Die IGFM hat auf www.igfm.de eine Kondolenzseite eingerichtet, die bis Ende März offen bleibt. Ihre Anteilnahme
können Sie uns per E-Mail an kondolenz@igfm.de zusenden.
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